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Stadt Ahrensburg 31. Oktober 2007  
- Die Bürgermeisterin - 
 
 
 

 
Amtliche Bekanntmachung 

 
 
 

 Gremium : Hauptausschuss 
 
 Datum  : 12.11.2007 
 
 Ort, Raum : Rathaus, Sitzungszimmer 601 
 
 Beginn : 19:00 Uhr 
 
 
 
 
 
T a g e s o r d n u n g 
 
   
1. Begrüßung und Eröffnung der Sitzung  
   
2. Einwohnerfragestunde  
   
3. Festsetzung der Tagesordnung  
   
4. Genehmigung des Protokolls Nr. 09/2007 vom 01.10.07  
   
5. Bericht der Bürgermeisterin  
   
6. Einrichtung eines Kulturbüros in der Stadt Ahrensburg  
   
7. 2. Änderungssatzung der Entschädigungssatzung der Stadt Ah-

rensburg 
 

   
8. Finanzplanung und Investitionsprogramm 2007 - 2011  
   
9. Erlass der Haushaltssatzung 2008 für das Haushaltsjahr 2008 

- Entwurf des Verwaltungs- und Vermögenshaushalts - 
 

   
10. Erlass der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2008 

- Beschlussfassung über den Stellenplan 2008 
 

   
11. Vorbereitung der Stadtverordnetenversammlung am 19.11.07  
   

   



12. Budgetbericht Hauptausschuss III. Quartal 2007  
   
13. Verschiedenes  
   
 
Es kann beschlossen werden, dass einzelne Punkte der Tagesordnung in nicht öffentli-
cher Sitzung behandelt werden. In dieser Sitzung werden voraussichtlich folgende Ta-
gesordnungspunkte nicht öffentlich beraten: 
 
14. Bericht der Bürgermeisterin  
   
15. Rechnungsprüfungsangelegenheit  
   
16. Personalangelegenheit  
   
17. Verschiedenes  
   
 
 
 
 
 

   



S T A D T   A H R E N S B U R G 
- Beschlussvorlage - 
 

Vorlagen-Nummer 
 
2007/118 

öffentlich  

Datum 
18.10.2007 

Aktenzeichen 
III 

Federführend: 
Herr Krause 

 
Betreff 
 
Einrichtung eines Kulturbüros in der Stadt Ahrensburg 
 
Beratungsfolge Datum Berichterstatter Gremium 
Bildungs-, Kultur- u. Sportausschuss 01.11.2007  
Hauptausschuss 12.11.2007  
Finanzielle Auswirkungen : X JA  NEIN 
Mittel stehen zur Verfügung :  JA  NEIN 
Haushaltsstelle :  
Gesamtausgaben : Im Jahr 2008 insgesamt 124.800 €, davon anteilige Kos-

ten für die Stadt Ahrensburg in Höhe von 62.400 €. 
Folgekosten : Gleiche Kosten in 2009 und 2010 wie in 2008. 
Bemerkung: 
Die Gesamtausgaben und Folgekosten sollen antragsgemäß zu 50 % aus Fördermitteln 
gedeckt werden. 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, gemäß beiliegender Projektbeschreibung (Anlage 1) beim 
Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des Landes Schleswig- Holstein im 
Rahmen des Zukunftsprogramms Wirtschaft einen Antrag auf Einrichtung eines Kulturbü-
ros in der Stadt Ahrensburg zu stellen. 
Die für die Stadt anfallenden anteiligen Kosten in Höhe von 62.400 €/Jahr werden in die 
Haushalte 2008 bis 2010 eingestellt. 
 
Sachverhalt: 
 
Ein wichtiges Ergebnis der Stadtmarketinganalyse erstellt von der CIMA Lübeck ist die 
Herausstellung des Schlosses Ahrensburg als Imageträger der Stadt. Zugleich stellt die 
Studie fest, dass das historische Ensemble Schloß – Marstall – Schloßkirche über ein kul-
turelles Potenzial verfügt, das es noch auszuschöpfen gilt. Notwendig ist eine zielgerichte-
te und intensive Kooperation der Kulturträger, um für alle Beteiligten eine stärkere Nach-
frage zu erreichen und den Wirtschaftsfaktor Kultur zu stärken. Parallel dazu hat die Stadt 
Ahrensburg die Umsetzung des nachhaltigen Realisierungskonzeptes zur Stadtentwick-
lung begonnen. Besonders der 1. Bauabschnitt Gutshof – Marstall und die Schloßpark-
Kernfläche sind ein wichtige Motoren für die Stärkung des Kulturstandortes. Inhaltlich 
müssen das kulturelle Angebot, die Bedarfe und die Zielgruppen jedoch konkretisiert wer-
den, um in der Schloßstadt Ahrensburg und der Metropolregion ein eigenes kulturelles 
Profil zu entwickeln. 
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Zur Errichtung eines Kulturbüros zwecks Schaffung eines Netzwerkes zwischen Kultur und 
Wirtschaft ist es möglich, einen Antrag auf Gewährung einer Zuwendung aus dem Zu-
kunftsprogramm Wirtschaft beim Land Schleswig-Holstein zu stellen. 
 
Die Fördermaßnahmen des Zukunftsprogramms Wirtschaft beinhalten neben drei weiteren 
auch den Schwerpunkt der Entwicklung der spezifischen regionalen Potentiale. 
 
Darin heißt es: 
 
„4. Entwicklung der spezifischen regionalen Potentiale 
 
Mit den Maßnahmen dieses Schwerpunkts sollen zum einen die spezifischen Stärken 
Schleswig-Holsteins in der Kultur- und Tourismuswirtschaft ausgebaut und erweitert wer-
den. Gefördert werden können etwa erlebnisorientierte Einrichtungen, an der Tourismus-
strategie des Landes ausgerichtete Kooperations- und Marketingkonzepte sowie die Auf-
wertung von Tourismusorten durch einen an den Kundenwünschen orientierten Ausbau 
der Infrastruktur. Zum anderen werden Maßnahmen zur nachhaltigen Stadtentwicklung in 
den Ober- und Mittelzentren des Landes unterstützt.“ 
 
„Das Zukunftsprogramm Wirtschaft unterstützt somit Regionen, die ihre Potenziale stärken 
wollen – zum Beispiel durch den Ausbau der regionalen Infrastruktur, die Förderung einer 
nachhaltigen Stadtentwicklung oder der Kultur- und Tourismuswirtschaft. Die Fördermittel 
können künftig im gesamten Landesgebiet eingesetzt werden und kommen so auch leis-
tungsstarken Regionen zugute, ohne dass die strukturschwachen Regionen zu kurz kom-
men.“ 
 
Die Ziele des mit der Errichtung des Kulturbüros verbundenen Kulturmanagements sind im 
Wesentlichen nachhaltig 
 
— die Stärkung und den Ausbau der vorhandenen kulturellen Potentiale, 
 
— die Profilierung der Stadt Ahrensburg als Kulturstandort in der Metropolregion 

Hamburg und 
 
— die Stärkung und den Ausbau des Wirtschaftsfaktors Kultur und der Wirtschaftskraft 

der Stadt Ahrensburg 
 
zu erreichen. 
 
Das geplante Kulturbüro wird bei der Stadtverwaltung angesiedelt und soll mit einer Per-
son besetzt werden. Die Stelle wird öffentlich ausgeschrieben. 
 
Die Auswahl eines/einer geeigneten Bewerbers/Bewerberin erfolgt im Hauptausschuss. 
Die Stelle wird nicht im Stellenplan ausgewiesen. Die Beschäftigung soll über einen Hono-
rar- oder Werkvertrag erfolgen. 
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Die in der Beschlussvorlage genannten anteiligen Selbstkosten der Stadt Ahrensburg sind 
aufgrund einer notwendigen Vollkostenrechnung Maximalkosten und sollen durch die Be-
reitstellung vorhandener Strukturen gesenkt werden. Unter anderem ist es denkbar, die in 
den Sachkosten genannten Mieten durch die Nutzung vorhandener eigener Räumlichkei-
ten einzusparen bzw. als einen durch die Stadt aufgebrachten Eigenanteil auszuweisen. 
 
Der Antrag wird von der Wirtschafts- und Aufbaugesellschaft mbH Stormarn unterstützt. 
 
Die nächsten Schritte sind: 
 
— Feinabstimmung mit der WAS 
 
— Vorlage des Antrages bis zum 09.11.2007 an das Wirtschaftsministerium des Lan-

des Schleswig-Holstein zur Vorprüfung 
 
— Vorlage im Regionalbeirat der Regionalgeschäftsstelle Süd-Ost am 22.11.2007 zur 

Beratung und Empfehlung 
 
— Vorlage und Entscheidung im Wirtschaftsministerium 
 
— Umsetzung der Maßnahme 
 
 
 
 
 
______________________ 
Pepper 
Bürgermeisterin 
 
 
Anlagen: 
 
Projektbeschreibung Kulturbüro Ahrensburg 
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S T A D T   A H R E N S B U R G 
- Beschlussvorlage - 
 

Vorlagen-Nummer 
 
2007/125 

öffentlich  

Datum 
30.10.2007 

Aktenzeichen 
I.4 

Federführend: 
Herr Wilke 

 
Betreff 
 
2. Änderungssatzung der Entschädigungssatzung der Stadt Ahrensburg 
 
 
Beratungsfolge Datum Berichterstatter Gremium 
Hauptausschuss 12.11.2007  
Stadtverordnetenversammlung 19.11.2007  

 
Finanzielle Auswirkungen : X JA  NEIN 
Mittel stehen zur Verfügung :  JA  NEIN 
Haushaltsstelle :  
Gesamtausgaben :  
Folgekosten :  
Bemerkung: 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
Die 2.Änderugnssatzung der Entschädigungssatzung der Stadt Ahrensburg wird, wie in 
der Vorlage dargestellt, beschlossen. 
 
Entsprechende Mittel sind in den Haushalt 2008 einzustellen. 
 
 
Sachverhalt: 
Der Ältestenrat hat sich in seiner Sitzung am 29.10.2007 mit der Entschädigungssatzung 
befasst. Empfohlen wurde eine Anpassung an die Entschädigungsverordnung Schleswig-
Holstein. Das bedeutet eine Anhebung des Sitzungsgeldes von 15 € auf 17 €. 
 
Allerdings sollen – wie schon bei der letzten Änderung im Jahr 2003 – bei den Aufwands-
entschädigungen nicht die rechtlich möglichen Höchstgrenzen ausgeschöpft werden, son-
dern die Regelungen für Gemeinden bis 30.000 Einwohner für die zu gewährenden Auf-
wandsentschädigungen angewendet werden. 
 
Diese Anpassung ist in der anliegenden Änderungssatzung der Entschädigungssatzung 
dargestellt, die am 01.01.2008 in Kraft treten soll. 
 
Entsprechende Mittel sind in den Haushalt 2008 einzustellen. 
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Mit einem Aspekt hat sich der Ältestenrat, obwohl der Gesetzgeber in § 6 Abs. 3 Entschä-
digungsverordnung Schleswig-Holstein einen Rechtsanspruch einräumt, nicht befasst. 
Diese Vorschrift besagt, dass auf Antrag die Kosten für die Benutzung eines Wohnraums 
für dienstliche Zwecke, die Benutzung einer privaten Telekommunikationseinrichtung, die 
Kosten der dienstlich notwendigen Telefongebühren und die anteiligen Grundgebühren 
sowie bei erstmaliger Herstellung des Anschlusses nach Übernahme des Ehrenamtes die 
anteiligen Kosten der Herstellung besonders zu erstatten sind. Die Entschädigungssat-
zung kann hierfür eine pauschalierte Erstattung vorsehen. 
 
Um diesen Rechtsanspruch umzusetzen, schlägt die Verwaltung vor, für die Nutzung des 
Wohnraumes und der Telekommunikationsgebühren (incl. Grundgebühren) auf Antrag 
jeweils 10 € pro Monat zu erstatten. Bei der erstmaligen Herstellung eines Anschlusses 
nach Übernahme des Ehrenamtes sollen 50 % der tatsächlich anfallenden Kosten über-
nommen werden. 
 
Die Darstellung der Veränderungen erfolgt in Anlage 1 zur Vorlage. 
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2. Änderungssatzung der Entschädigungssatzung der Stadt Ahrensburg 
 

 
 
Aufgrund des § 4 in Verbindung mit § 24 Abs. 3 Gemeindeordnung Schleswig-Holstein in 
der Fassung vom 28.02.2003 (Gesetz- und Verordnungsblatt Schleswig-Holstein S. 58) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.12.2006 (Gesetz- und Verordnungsblatt S. 285) 
wird nach Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom  . . . . . .  folgende 2. Ände-
rungssatzung zur Entschädigungssatzung vom 28.03.2003 zuletzt geändert am 
29.08.2005 der Stadt Ahrensburg erlassen: 
 

Artikel 1 
 
Mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung werden folgende Regelungen in der 
Entschädigungssatzung geändert: 
 
1.  

§ 2 
Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung 

 
Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung erhalten eine Aufwandsentschädi-
gung gleichzeitig teilweise als monatliche Pauschale und als Sitzungsgeld. Die 
Pauschale beträgt 35 € monatlich. 

 
2. 

§ 3 
Bürgervorsteherin und Bürgervorsteher 

 
Die Bürgervorsteherin oder der Bürgervorsteher erhalten neben Sitzungsgeld oder 
Aufwandsentschädigung nach § 2 eine monatliche Aufwandsentschädigung in Hö-
he von 456 €. 

 
Ziffer 2 und 3 bleiben unverändert. 

 
3. 

§ 4 
Aufwandsentschädigung für weitere ehrenamtliche Tätigkeit 

 
Ziffer 2 
Stellvertretende der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters erhalten bei deren 
oder dessen Verhinderung für jeden Vertretungstag eine Aufwandsentschädigung 
von 43 €. Bei einer dauerhaften Verhinderung von mehr als 2 Wochen am Stück 
verdoppelt sich die Aufwandsentschädigung ab dem 15. Tag. 

 
Ziffer 4 
Fraktionsvorsitzende neben einer Aufwandsentschädigung für Stadtverordnete eine 
monatliche Pauschale von 197 €. Satz 2 und ff. bleiben unverändert. 
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4. 
§ 6 

Sitzungsgeld 
 

Abs. 1 
Das Sitzungsgeld beträgt 17 €. 

 
 

Artikel 2 
 
1. § 10 wird § 11 
 
2. Als neuer § 10 wird eingefügt: 
 

§ 10 
Weitere Entschädigungen 

 
Neben der monatlichen Aufwandsentschädigung werden auf Antrag besonders er-
stattet: 

 
1. Bei Benutzung eines Wohnraumes für dienstliche Zwecke, die zusätzlichen 

Aufwendungen für dessen Heizung, Beleuchtung und Reinigung pauschal 
mit monatlich 10 €; 

 
2. Bei dienstlicher Benutzung einer privaten Telekommunikationseinrichtung die 

Kosten der dienstlich notwendigen Telefongebühren und die anteiligen 
Grundgebühren pauschal mit monatlich 10 € und  

 
3. bei erstmaliger Herstellung des Anschlusses nach Übernahme des Ehren-

amtes die anteiligen Kosten der Herstellung zur Hälfte. Die Kosten sind 
nachzuweisen. 

 
3. § 11 wird § 12 
 
 

Artikel 3 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
Die Änderungssatzung tritt am 01.01.2008 in Kraft. 
 
 
 
______________________ 
Pepper 
Bürgermeisterin 
 
Anlagen: 
Anlage 1 
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Art EntschVO SH EntschS alt neu Differenz Mehrbedarf Grundlage
Aufwandsentschädigung und Sitzungsgeld § 2 (2) b § 2 i. V. m. § 6 (1)
Aufwandsentschädigung 30,00 € 35,00 € 5,00 € 2.040,00 € (5*12*34)
Sitzungsgeld 15,00 € 17,00 € 2,00 € 13,33%
Aufwandsentschädigung BüVo § 4 § 3 370 456 86 1.032,00 € (86*12)
Ausschuss-Vorsitz § 9 (1) 2. § 4, 1. 15,00 € 17,00 € 2,00 € 13,33%
Stellvertretung d. Bürgermeisterin § 9 (1) 5. § 4, 3.
1.-14. Tag 35,00 € 43,00 € 8,00 € 112,00 € (abgerundet)
15.-30. Tag 70,00 € 86,00 € 16,00 € 256,00 € dto.

368,00 €
Fraktionsvorsitz (ant. Stv.) § 9 (1) 7. § 4, 4. 160,00 € 197,00 € 37,00 € 1.776,00 € (abger.37*12*4)
stv. Büvo § 9 (1) 11. §  3 15,00 € 17,00 € 2,00 € 20,00 € (Schätzung)

Berechnung des Mehrbedarfs:
Aufwandsentschädigungen
Stadtverordnete 2.040,00 
Bürgervorsteher 1.032,00 
stellv. Bürgermeisterin 368,00 
Fraktionsvorsitzende 1.776,00 
stv. Bürgervorsteher 20,00 

5.236,00 5.300,00 

Sitzungsgeld

Sitzungsgeld für stimmberechtigte o. beratende 
Teilnahme und Ausschuss-Vorsitz 13,33%
Ansatz HHSt. 0000.4010 27.600 3679,08 31.279 31.300

Veränderungen im Haushalt:
HHSt. 0000.4001 30.000 € 5.300 € 35.300 €
HHSt. 0000.4010 27.600 € 3.700 € 31.300 €

57.600 € 9.000 € 66.600 €

Nutzung Wohnung 10,00 € 50 Personen 12 Monate 5.000,00 €
Nutzung Telekommunikation 10,00 € 50 Personen 12 Monate 5.000,00 €
Einrichtung Telekommunikation 50,00 € 10 Personen 500,00 €
HHSt. 0000.4001 10.500,00 €



S T A D T   A H R E N S B U R G 
- STV-Beschlussvorlage - 
 

Vorlagen-Nummer 
 
2007/ 116 

öffentlich  

Datum 
18.10.2007 

Aktenzeichen 
FD I.1/ ha/gl 

Federführend: 
Frau Haase 

 
Betreff 
 
Finanzplanung und Investitionsprogramm 2007 - 2011 
 
Beratungsfolge 
Gremium 

Datum Berichterstatter 

Finanzausschuss 30.10.2007  
Bildungs-, Kultur- u. Sportausschuss 01.11.2007  
Bau- und Planungsausschuss 07.11.2007  
Werkausschuss 08.11.2007  
Hauptausschuss 12.11.2007  
Sozialausschuss 13.11.2007  
Umweltausschuss 14.11.2007  
Finanzausschuss 27.11.2007  
Stadtverordnetenversammlung 10.12.2007  

 

Finanzielle Auswirkungen : X JA  NEIN 
Mittel stehen zur Verfügung :  JA  NEIN 
Haushaltsstelle :  
Gesamtausgaben :  
Folgekosten :  
Bemerkung: 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Finanzplanung für die Jahre 2007 bis 2011 wird zur Kenntnis genommen. 
Das Investitionsprogramm für die Jahre 2007 bis 2011 mit einem Volumen von 
51.369.600 € wird gemäß § 83 Abs. 3 Gemeindeordnung beschlossen.  
 
Sachverhalt: 
Nach § 83 der Gemeindeordnung hat die Stadt ihrer Haushaltswirtschaft eine fünfjährige 
Finanzplanung zugrunde zu legen. Das erste Planungsjahr ist das Haushaltsjahr, in dem 
üblicherweise die Aufstellung bzw. Fortschreibung der Finanzplanung erfolgt. Die Ansätze 
des zweiten Planungsjahres sind identisch mit den Veranschlagungen des Haushaltsjah-
res 2008. Die Haushaltsjahre 2009 und 2010 werden überplant, das Haushaltsjahr 2011 
ist erstmals mit einbezogen. 
Im Finanzplan sind Umfang und Zusammensetzung der voraussichtlichen Ausgaben und 
die Deckungsmöglichkeiten darzustellen. Der Finanzplan ist der Stadtverordnetenver-
sammlung spätestens mit dem Entwurf der Haushaltssatzung vorzulegen. Das Investiti-
onsprogramm dagegen ist nach der oben genannten Vorschrift von der Stadtverordneten-
versammlung zu beschließen. 
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Die Finanzplanung 2007 bis 2011 schließt mit einem Ausgabevolumen von 
319.814,1 TEUR ab. Davon entfallen auf den Verwaltungshaushalt 268.444,5 TEUR und 
auf den Vermögenshaushalt 51.369,6 TEUR. 
Die Anteile des Verwaltungshaushaltes und des Vermögenshaushaltes im Finanzpla-
nungszeitraum verteilen sich auf die Jahre wie folgt: 
 

Verwaltungshaushalt 

Überschuss nach 
§ 21 GemHVO 

(Zuführungsbetrag) Vermögenshaushalt Jahr Gesamtvolumen 
2007 51.544.500 € 1.890.000 € 9.759.200 € 61.303.700 €
2008 54.180.500 € 3.172.800 € 14.382.500 € 68.563.000 €
2009 54.000.400 € 3.624.600 € 11.438.600 € 65.439.000 €
2010 54.374.600 € 3.581.800 € 9.111.300 € 63.485.900 €
2011 54.344.500 € 3.400.100 € 6.678.600 € 61.022.500 €

SUMME 268.444.500 € 15.669.300 € 51.369.600 € 319.814.100 €
 
Im Rahmen des Vermögenshaushalts sind im Planungszeitraum folgende Ausgaben zu 
finanzieren: 
1. Zuführung an Rücklagen 2.136.700 € 4,16 % 
2. Darlehen und Zuweisungen an Dritte 1.979.500 € 3,85 % 
3. Erwerb von Beteiligungen und Kapitalanlagen 50.000 € 0,10 % 
4. Erwerb von Grundstücken 8.795.000 € 17,12 % 
5. Erwerb von beweglichem Vermögen 4.563.900 € 8,83 % 
6.  Baumaßnahmen 31.063.500 € 60,47 % 
7. Tilgung von Krediten 2.785.000 € 5,42 % 
8. Deckungsreserve 26.000 € 0,05 % 
 SUMME 51.369.600 € 100,00 % 

Der mit Abstand größte Ausgabenanteil entfällt unverändert mit über 60 % auf die Bauin-
vestitionen. Von diesen wiederum entfällt – diese Investitionen als 100 % betrachtend – 
ein Anteil von rd. 24,6 % (7,65 Mio. €) auf den Schulbereich, ein Anteil von rd. 19,2 % 
(5,97 Mio. €) auf den Bereich der Park- und Grünanlagen und rd. 28,3 % (8,79 Mio. €) auf 
den Bereich der Straßen, Abschnitte 63 – 68. Mit rd. 3,29 Mio. € (= 10,61 %) wirkt sich 
ferner der Einzelplan 7 – Bau des Haltepunktes Gartenholz – in der Investitionsplanung 
aus. Die Projekte sind im Einzelnen dem Investitionsprogramm vom 09.10.2007 zu ent-
nehmen. Die höheren Einzelinvestitionen/ Baukosten werden ferner in dieser Vorlage dar-
gestellt. 
Zur Finanzierung dieser Ausgaben stehen voraussichtlich folgende Mittel zur Verfügung: 
1. Zuführung vom Verwaltungshaushalt 15.669.300 € 30,50 % 
2. Entnahmen aus Rücklagen 2.319.300 € 4,51 % 
3. Rückflüsse von Darlehen, Einnahmen aus der 

 Veräußerung von Anlagevermögen 13.259.600 € 25,81 % 
4. Beiträge und ähnliche Entgelte 2.873.200 € 5,59 % 
5. Zuweisungen und Zuschüsse 5.341.500 € 10,40 % 
6. Kreditaufnahmen 11.906.700 € 23,18 % 
 SUMME 51.369.600 € 100,00 % 
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Diese Übersicht veranschaulicht, dass sich die Stadt die vorgesehenen vermögenswirk-
samen Ausgaben von zusammen 51.369.600 EUR - davon 41.610.400 EUR in den Jahren 
2008 bis 2011 - erneut nicht ausschließlich aus eigenen Mitteln leisten kann. Allerdings 
beträgt infolge des guten Überschusses vom Verwaltungshaushalt, der durch hohe Ge-
werbesteuereinnahmen seit 2005 bei über 3,7 Mio. EUR/ a. liegt, dieser Eigenfinanzie-
rungsanteil rd. 30 % jährlich. Ein Kreditanteil von 23 % ist jedoch als zu hoch einzuordnen. 
Die höchsten Kredite entfallen mit mehr als jeweils 5,0 Mio. EUR auf die Jahre 2008 und 
2009. Im Jahr 2010 wird ein Bausparvertrag zuteilungsreif, der vor einigen Jahren für den 
Rückkauf der Turnhalle der Grundschule Am Aalfang abgeschlossen wurde. Hierfür wird 
ein Bauspardarlehen von 661.100 EUR aufgenommen. Unter Berücksichtigung dessen ist 
der Kreditbedarf mit 1.536.200 EUR ausgewiesen (Differenz am Kapitalmarkt: 
875.200 EUR). 
Oberstes Ziel sollte daher eine Reduzierung des Kreditbedarfes der Jahre 2008 und 2009 
sein. Es erscheint angesichts der dargestellten Investitionen unrealistisch, den Vermö-
genshaushalt vollständig ohne Neuverschuldung auszugleichen. An dieser Stelle erfolgt 
daher ein Ausblick auf die höchsten Investitionen der Jahre 2008 und 2009. Hierbei han-
delt es sich um folgende Bereiche (ab 200.000 €): 
 
Haushaltsjahr 2008: 
Haltepunkt Nord: 
● Baukosten für Erschließungsstraße, P+R-Anlage, etc./ 1. Rate 2.000.000 € 
 *Anmerkung: Gegenfinanzierung GVFG-Anteil: 1,0 Mio. €, Eigenanteil Stadt: 1,0 Mio. € 
● Planungskosten 300.000 € 
● Grunderwerb 1.550.000 € 

*Anmerkung: Vertrag ist bereits abgeschlossen, Kaufpreis ist 2008 zu entrichten 
Grunderwerb Beimoor Süd/ insbes. 1. Rate für Erweiterung 1.650.000 € 
Freiflächengestaltung Große Straße/ 1. Rate 750.000 € 
Ausbau Große Straße/ 1. Rate 610.000 € 
*Anmerkung: Zuwendungen für beide Maßnahmen bewilligt für Haushaltsjahr 2009 
Erneuerung Stormarnstraße/ 2. Rate 700.000 € 
Beiträge an SBA für Beimoor Süd/ I. BA 588.000 € 
Erschließung des B-Plangebiets 82 500.000 € 
Zuschuss an Ahrensburger Schützengilde/ 1. Rate 460.000 € 
Teilneubau GS Am Schloss/ ehemaliger IPTS-Trakt/ 1. Rate 380.000 € 
Neues Gestühl für Alfred-Rust- und Eduard-Söring-Saal 290.000 € 
*Anmerkung: verschoben von 2007 
Rathaus/ Sanierung der Haustechnik 215.000 € 
Feuerwehr, Ersatzbeschaffung LF 16/ 2. (und letzte) Rate 200.000 € 
Summe der genannten Einzelpositionen: 10.003.000 € 
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Haushaltsjahr 2009: 
Bau- und Planungskosten Neubau des Peter-Rantzau-Hauses/ 1. Rate 1.800.000 € 
Grunderwerb Beimoor Süd/ 2. Rate für Erweiterung (von 3 Raten) 1.500.000 € 
Teilneubau GS Am Schloss/ ehemaliger IPTS-Trakt/ 2. Rate 1.000.000 € 
Baukosten für Erschließungsstraße, P+R-Anlage, etc./ 2. (und letzte) Rate 800.000 € 
Freiflächengestaltung Große Straße/ 2. (und letzte) Rate 696.000 € 
Ausbau Große Straße/ 2. (und letzte) Rate 280.000 € 
Zuschuss an Ahrensburger Schützengilde/ 2. (und letzte) Rate 475.000 € 
* Erneuerung Spechtweg 400.000 € 
* Erneuerung Heidekamp 380.000 € 
* Baukosten zur Sanierung der Fahrbahn Tunnel Woldenhorn 300.000 € 
* Erneuerung Klaus-Groth-Straße (Reeshoop bis Große Straße) 300.000 € 
Stormarnschule/ Dach- und Fassadensanierung 210.000 € 
Summe der genannten Einzelpositionen: 8.141.000 € 
  
* Hinsichtlich der Erneuerungen im Tiefbaubereich (Straßen) hat sich nach dem 09.10.2007 eine Verände-

rung ergeben, da die erst für 2010 vorgesehene Sanierung der Moltkeallee voraussichtlich nach 2009 vor-
gezogen werden muss, dies wegen dringlicher Maßnahmen im Kanalbau. Dieses wurde zum Anlass ge-
nommen, die Prioritäten zu verschieben und die Baukosten verstärkt auf 2 Jahre zu verteilen, um die 
Haushalte zu entlasten. Hierüber wird direkt im Bau- und Planungsausschuss berichtet werden. Diese Än-
derungen fließen in eine 1. Änderungsliste ein. 

 
Für den Neubau des Peter-Rantzau-Hauses inkl. Gestaltung der Außenanlagen sind in 
den Jahren 2009 und 2010 Ausgaben von insgesamt 2,5 Mio. EUR vorgesehen (s. a.   
oben 2009). In 2008 wird zu entscheiden sein, ob dieses Bauvorhaben am neuen Standort 
Stormarnplatz als ppp-Modell – wie zurzeit der Neubau der Sporthalle an der IGS – durch 
einen Investor oder in Eigenregie errichtet wird. Sollte sich die Stadtverordnetenversamm-
lung für das ppp-Modell entscheiden, bedeutet dieses in Höhe von rd. 2,3 Mio. EUR eine 
Entlastung des Vermögenshaushalts und damit eine Reduzierung der Neuverschuldung in 
erheblichem Maße. Andererseits verringert sich ab 2010/ 2011 der Zuführungsbetrag um 
rd. 0,3 Mio. EUR jährlich, da in dieser Höhe Raten im Verwaltungshaushalt für Finanzie-
rung, Bauunterhaltung, etc. zu veranschlagen sind. Eine weitere Reduzierung lässt sich 
erzielen durch den Verzicht auf die Verlagerung des Schießsportbereiches und Flächen 
des THC aus dem Auetal in das Gebiet Beimoor Süd, da der Neubau der Anlagen im Aue-
tal – in früherem Umfang – weitgehend durch die Versicherungsleistung finanziert werden 
kann.  
Die Haushaltsjahre 2008 ff werden aus heutiger Sicht noch Gewerbesteuereinnahmen auf 
einem Niveau von rd. 20,0 Mio. EUR jährlich ausweisen, auch wenn Risiken – wie das 
Jahr 2008 gezeigt hat – nie ausgeschlossen werden können. Trotz einer erheblichen Re-
duzierung der Vorauszahlungen 2007 und Erstattung für das Vorjahr von mehr als 
4,0 Mio. EUR nach Wegzug eines Betriebes werden 2007 voraussichtlich noch 
19,0 Mio. EUR Einnahmen erzielt (Stand: 17.10.2007: 18,85 Mio. EUR Anordnungssoll). 
Für den Anteil an der Einkommensteuer erlaubt der Haushaltserlass 2008 eine Veran-
schlagung von 12,98 Mio. EUR (Plan 2007: 12,1 Mio. EUR). Damit bildet diese Steuer seit 
2005 eine hohe und verlässliche Einnahme von über 10 Mio. EUR jährlich.  
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Die Fortschreibung der Einkommensteueranteile wurde wie folgt entsprechend Haushalts-
erlass veranschlagt: 
 
2008: 12.980.000 EUR 
2009: 13.600.000 EUR 
2010: 14.000.000 EUR 
2011: 14.000.000 EUR 
Summe: 66.680.000 EUR  
 
Seit 2005 liegt der Zuführungsbetrag an den Vermögenshaushalt – wie bereits ausge-
führt – jährlich bei über 3,7 Mio. EUR. Er liegt somit permanent über der Pflichtzuführung 
in Höhe der Tilgungsausgaben, die allerdings infolge der Neuverschuldung 2006 und er-
neut ab 2008 ff erheblich ansteigen werden. Hierauf wird im Folgenden noch näher einge-
gangen. 
Die weiteren größeren Bauprojekte im Planungszeitraum 2011/ 2011 sind: 
Projekt 2010 2011 
Grunderwerb Beimoor 3. (und letzte) Rate 1.500.000 € 
Rückkauf Turnhalle GS Am Aalfang 1.110.000 € 
Realisierungskonzept Schlosspark 1.000.000 € 1.000.000 € 
Teilneubau GS Am Schloss/ 3. + 4. Rate 800.000 € 260.000 € 
Neubau Peter-Rantzau-Haus 2. (und letzte) Rate 700.000 € (inkl. Außenanlagen) 
Errichtung eines Foyers Stormarnschule/ Saal 670.000 € 125.000 € 
Erneuerung Moltkeallee 550.000 € 
Erneuerung Hagener Allee (Starweg bis Forsthof H.) 520.000 € 
Baukosten Hamburger Straße Nord 310.000 € 420.000 € 
Anlage eines Mehrzweckplatzes  540.000 € 
Ersatzbeschaffung einer Drehleiter  525.000 € 
Erneuerung Pionierweg  250.000 € 
Summe der genannten Einzelpositionen 7.160.000 € 2.995.000 € 
 
Der Schuldenstand Ende 2011 stieg infolge der Neuverschuldung 2006 von 
8,119 Mio. EUR Ende 2005 auf 12,412 Mio. EUR (412 EUR/ Einwohner). Durch die aus-
gewiesene Neuverschuldung 2008, 2009 und 2010 würde sich der Schuldenstand Ende 
2011 planmäßig auf 21.222 Mio. EUR (700 EUR/ Einwohner) erhöhen. Die Entwicklung 
stellt sich – ohne Berücksichtigung des städtischen Eigenbetriebes (Stadtentwässerung 
und Bauhof) – wie folgt dar: 

Schuldenstand Ende 2006 12,412 Mio. € 
Neuverschuldung 2007 0,304  Mio. € 
Tilgung 2007  0,385 Mio. € 

Schuldenstand Ende 2007 12,331 Mio. € 
Neuverschuldung 2008 5,046 Mio. € 
Tilgung 2008  0,475 Mio. € 
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Schuldenstand Ende 2008 16,902 Mio. € 
Neuverschuldung 2009 5,020 Mio. € 
* Tilgung 2009  0,585 Mio. € 

Schuldenstand Ende 2009 21,337 Mio. € 
Neuverschuldung 2010 (Bausparkredit) 1,225 Mio. € 
Tilgung 2010  0,670 Mio. € 

Schuldenstand Ende 2010 21,892 Mio. € 
Neuverschuldung 2011 0 Mio. € 
Tilgung 2011  0,670 Mio. € 

Schuldenstand Ende 2011 21,222 Mio. € 
 
*Anmerkung: Enthalten sind in der Neuverschuldung 2006 und 2007 – für 2007 gilt dieses aus-

schließlich - Landeskredite von rd. 1,0 Mio. EUR. Für diese sind erst ab 2008/ 2009 
nach 2 tilgungsfreien Jahren Tilgungsbeträge zu entrichten. 

 
 
 
 
 
 
 
______________________ 
Pepper 
Bürgermeisterin 
 

6 



S T A D T   A H R E N S B U R G 
- STV-Beschlussvorlage - 
 

Vorlagen-Nummer 
 
2007/ 115 

öffentlich  

Datum 
12.10.2007 

Aktenzeichen 
FD I.1/ ha/gl 

Federführend: 
Frau Haase 

 
Betreff 
 
Erlass der Haushaltssatzung 2008 für das Haushaltsjahr 2008 
- Entwurf des Verwaltungs- und Vermögenshaushalts - 
 
Beratungsfolge 
Gremium Datum Berichterstatter 

Finanzausschuss 30.10.2007  
Bildungs-, Kultur- u. Sportausschuss 01.11.2007  
Bau- und Planungsausschuss 07.11.2007  
Werkausschuss 08.11.2007  
Hauptausschuss 12.11.2007  
Sozialausschuss 13.11.2007  
Umweltausschuss 14.11.2007  
Finanzausschuss 27.11.2007  
Stadtverordnetenversammlung 10.12.2007 Herr Koch 

 
Finanzielle Auswirkungen : X JA  NEIN 
Mittel stehen zur Verfügung :  JA  NEIN 
Haushaltsstelle :  
Gesamtausgaben :  
Folgekosten :  
Bemerkung: 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2008 wird in der als Anlage 1 beigefügten 
Fassung beschlossen. 
 
 
Sachverhalt: 
 
1. Allgemeines 

a) Pflichtsatzung 
 Nach § 77 Abs. 1 der Gemeindeordnung hat die Stadt für jedes Haushalts-

jahr eine Haushaltssatzung zu erlassen, in der neben der Höhe der Einnah-
men und Ausgaben des Verwaltungs- und Vermögenshaushaltes die Er-
mächtigung zur Aufnahme von Investitions- und Kassenkrediten und die 
Steuerhebesätze festzusetzen sind. Der Erlass der Haushaltssatzung ist 
gem. § 28 Abs. 1 Nr. 1 und 2, § 79 Abs. 1 GO der Stadtverordnetenver-
sammlung vorbehalten. 
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b) Haushaltsausgleich 
 Gem. § 75 Abs. 3 GO soll der Haushalt in jedem Jahr ausgeglichen werden. 

Die ”dauernde Leistungsfähigkeit der Stadt” als ein Parameter auch für die 
Genehmigungsfähigkeit der Haushaltssatzung ist nur dann gewährleistet, 
wenn ein Ausgleich zwischen Einnahmen und Ausgaben hergestellt wird.  

 Die Haushaltssatzung 2008 bedarf nicht der Genehmigung durch die Kom-
munalaufsicht, da der Haushalt des Haushaltsjahres 2008, der drei nachfol-
genden Haushaltsjahre sowie der Jahre 2006 und 2007 ausgeglichen war 
bzw. ist (§ 84 GO in Verbindung mit Landesverordnung zur Genehmigungs-
freiheit von Rechtsgeschäften). 

2. Haushaltsentwurf 2008 
 Der Entwurf des Haushaltsplanes 2006 schließt ab 
 im Verwaltungshaushalt in Höhe von 54.180.500 € 
 (2007: 51.544.500 €) 
 im Vermögenshaushalt in Höhe von   14.382.500 € 
 (2007: 9.759.200 €) 
 somit im Gesamthaushalt insgesamt mit  68.563.000 € 
 (zum Vergleich 2007: 61.303.700 €) 
 Anmerkung: 
 Die Zahlen für 2007 entsprechen dem Entwurf des 2. Nachtragsplanes 2007 

(Stand: 02.10.2007) 

 Der Gesamthaushalt 2008 steigt somit brutto gegenüber dem Vorjahr um 
7.259.300 € (+  11,84 %). Die Einzelhaushalte betrachtet, ergeben sich folgende 
Veränderungen: 

 Verwaltungshaushalt 2008: +   2.636.000 € (+     5,11 %) 
 Vermögenshaushalt 2008: +   4.623.300 € (+   47,37 %) 
 Die kalkulatorischen Kosten, die inneren Verrechnungen und die Zuführung des 

Verwaltungshaushalts an den Vermögenshaushalt haben einen Anteil von 
7.962.800 € in 2008 (2007: 6.573.800 €). Wird das Volumen des Verwaltungshaus-
halts um diese Kostenanteile reduziert, ergibt sich eine Nettoausgabe von 
46.217.700 € für 2008 gegenüber 44.970.700 € in 2007.  

 Die bereinigten Ausgaben steigen nur um 147.000 € oder rd. 0,52 % (von 
28,3 Mio. € auf 28,45 Mio. €), wenn die Umlagen außer Acht gelassen werden. Die-
se umfassen 2008 einen Anteil von 17,77 Mio. € (2007: 16,67 Mio. €) der oben ge-
nannten Nettoausgaben von 46,218 Mio. €. 

 Die Steuereinnahmen bilden neben den Personalausgaben die ”Eckpunkte” der 
Einnahmen und Ausgaben des Verwaltungsetats. Die Steuern unterliegen in be-
sonderem Maße konjunkturellen Schwankungen. Dieses gilt besonders für die Ge-
werbesteuern und die Anteile an der Einkommensteuer. Während die Grund- und 
Gewerbesteuereinnahmen von der Kommune selbst eingeschätzt werden können, 
ist sie bei der Schätzung der Einkommensteuer auf den Haushaltserlass, d.h. Aus-
sagen des Landes, angewiesen. Die Gewerbesteuern waren 2007 belastet durch 
einmalig hohe Erstattungen und eine daraus folgende Korrektur der Vorauszahlun-
gen.  
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3. Auf weitere wesentliche Änderungen wird nachfolgend kurz eingegangen. 

3.1 Einnahmen des Verwaltungshaushalts 
 Durch die Grundsteuer B können rd. 4,2 Mio. € eingenommen werden. 
 Der Gewerbesteueransatz wurde 2007 auf ursprünglich 22,5 Mio. € veranschlagt 

und durch den 2. Nachtragshaushalt auf 19,0 Mio. € heraufgesetzt. Für 2008 wer-
den 20,0 Mio. € veranschlagt. 

 Nach dem Haushaltserlass vom 17.09.2007 wird für 2008 landesweit empfohlen, 
von einem Landesaufkommen der Gemeindeanteile an der Einkommensteuer von 
840 Mio. € auszugehen. Dieses führt zu einem Einkommensteueranteil von 
12,98 Mio. €. Damit setzt sich der positive Trend fort, der 2007 bereits festzustellen 
war. Der Anteil von urspr. 707 Mio. € wurde in 2007 auf 783 Mio. € heraufgesetzt.  

 Die Schlüsselzuweisungen steigen lt. Haushaltserlass von 665.000 € auf 680.000 €. 
 Die Verwaltungsgebühren sinken um rd. 40.000 € gegenüber 2007 auf rd. 

420.000 €. Der höchste Anteil entfällt unverändert auf Baugebühren in Höhe von 
145.000 €. Die Benutzungsentgelte erreichen mit 1,80 Mio. € in etwa das Vorjah-
resniveau. Dies gilt auch für die Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung 
(1,81 Mio. €)  

 Die Erstattungen von Ausgaben des Verwaltungshaushalts sinken gegenüber 2007 
von 5,465 Mio. € auf 5,279 Mio. €. Ursächlich hierfür ist im Wesentlichen die einma-
lige Erstattung von Beratungskosten der Vorjahre durch die Gasversorgung Ah-
rensburg GmbH (GAG) in 2007. 

 Die Gewinnanteile von Dritten steigen gegenüber 2007, da die Stadt 2008 das erste 
Mal von der GAG Zinsen für das ihr zur Verfügung gestellte Eigenkapital erhalten 
wird – veranschlagt sind 200.000 €. Ferner sind 100.000 € Eigenkapitalverzinsung 
veranschlagt vom Betriebszweig Bauhof. 2007 musste dieser Ansatz von 129.000 € 
(entsprach dem Ansatz des Wirtschaftsplanes) auf 19.000 € reduziert werden.  

 Die Konzessionsabgaben steigen von 1,9 Mio. € auf 2,65 Mio. €. Dies ist auf eine 
Nachzahlung für die Jahre 2004 bis 2006 im Bereich der Gasversorgung zurückzu-
führen. Im Konzessionsvertrag zwischen GAG und Stadt wurde die höhere Abgabe 
vereinbart. E.ON hat für die Zeit ab 01.01.2004 allerdings nur die niedrigere Abgabe 
entrichtet und noch nachzuzahlen 

3.2 Ausgaben des Verwaltungshaushalts 
 Die Personalausgaben liegen bei 10,73 Mio. € gegenüber 10,75 Mio. € im Vorjahr. 

Die stellenplangebundenen Personalausgaben umfassen 2008  10,199 Mio. € 
(2007: 10,246 Mio. €), jeweils inkl. 150.000 € Beihilfeaufwendungen und sinken 
somit um rd. 50.000 €. 

 Beim sächlichen Verwaltungs- und Betriebsaufwand (Gruppierung 50 – 56) sinken 
die Ausgaben um rd. 105.000 € von 8,36 Mio. € auf 8,255 Mio. €.  

 Die Geschäftsausgaben bleiben mit 1,44 Mio. € gegenüber 1,45 Mio. € nahezu 
konstant. Hierin sind sowohl die Kosten für Bücher und Drucksachen, Papier, Post- 
und Fernmeldegebühren, Kosten für Bekanntmachungen wie auch Beratungs- und 
Gutachterkosten und weitere Bauhofleistungen enthalten.  
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 2007 wirkten sich besonders die Beratungskosten für die Umstellung des Haus-
haltswesens (75.000 €, 2008: 25.000 €), die Kosten der Stadtplanung für die Anfer-
tigung von Planungsunterlagen (90.000 €, 2008: 70.000 €) und 40.000 € für das 
Stadtmarketing (2008: ebenfalls 40.000 €) aus. 2008 liegt neben den bereits ge-
nannten Bereichen der Schwerpunkt in der Stadtplanung mit weiteren 100.000 € 
beim Stadtentwicklungskonzept (2007: 50.000 €), 30.000 € für die Bauleitplanung 
Beimoor Süd (2007: 50.000 €), 50.000 € für die Fortschreibung des Generalver-
kehrsplanes (2007: 25.000 €) und 80.000 € für die Zukunftswerkstatt Stadtentwick-
lung.  

 Enthalten sind unter Gruppierung 6580 ferner Erstattungen an den Bauhof. Der dort 
veranschlagte Anteil sinkt um rd. 30.000 €. Die Ausgaben für innere Verrechnungen 
steigen – siehe oben: Einnahmen/ Erstattungen des Verwaltungshaushalts – um rd. 
100.000 €.  

 Für den Kostenanteil der Unterkunft (Kostenanteil Grundsicherung) sind 506.000 € 
veranschlagt. Es ist abzuwarten, ob es bei der Beteiligung des Bundes von 29,1 % 
bleibt. 

 Für Zuweisungen und Zuschüsse im Verwaltungsetat (Gruppierung 70 + 71) ent-
stehen 2008 Ausgaben von 4,73 Mio. €. Diesen steht eine Veranschlagung 2007 
von 4,61 Mio. € gegenüber. Die Veränderung erklärt sich insbesondere durch höhe-
re Zuschüsse im Kindertagesstättenbereich (inkl. Horte), erhöhte Zuweisungen an 
den Gewässerpflegeverband (+ 30.000 €) sowie einen höheren Zuschuss an den 
Kreis für den ÖPNV (+ 20.000 €). Der Zuschuss an die Bad GmbH sinkt dagegen 
von 1,5 Mio. € auf 1,45 Mio. € ab. 

 Die Zinsbelastung steigt infolge der Neuverschuldung um rd. 250.000 € auf rd. 
810.000 €. 

 Vom Gewerbesteueraufkommen hat die Stadt 2007 an Bund und Land als Gewer-
besteuerumlage 3,7 Mio. € - bei einem Umlagesatz von 65 % - abzuführen.  

 Ein wesentlicher Bestandteil der von der Stadt zu zahlenden Finanzumlagen sind 
die Kreis- und die Finanzausgleichsumlage. Der Kreis Stormarn erhebt - soweit sei-
ne sonstigen Einnahmen den Ausgabenbedarf nicht decken - nach den Vorschriften 
des Finanzausgleichsgesetzes eine Kreisumlage.  

 Die Kreisumlage wird infolge der für die Berechnung maßgeblichen Zeiträume des 
III. Quartals 2006 bis inkl. II. Quartals 2007 von 11,305 Mio. € auf 12,475 Mio. € an-
steigen.  

 Die Finanzausgleichsumlage steigt gegenüber 2007 von 1,365 Mio. € auf 
1,58 Mio. €. Die Zahlen sind noch nicht verbindlich, solange die Festsetzung des 
Grundbetrages nicht bestätigt wird. Dieser wird vom Land festgesetzt. Nach dem 
Haushaltserlass für 2008 wird der Grundbetrag auf 814 € angehoben (vgl. 
2007:  840 €). 

4. Zu den wichtigsten Einnahmen und Ausgaben des Vermögenshaushaltes 
 Das Volumen des Vermögenshaushalts steigt gegenüber dem Vorjahr um 

4,62 Mio. € auf rd. 14,38 Mio. € an. Dieses entspricht einer Steigerung von rd. 
47,4 % und erreicht wieder den Ansatz 2006. Gemessen an dem bereinigten Aus-
gabevolumen des Verwaltungshaushalts von 46,2 Mio. € ergibt sich ein Anteil von 
31,12 % (Vorjahr: rd. 21,7 %).  
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 Die Einnahmen des Vermögenshaushalts sind: 
 

A Zuführung vom Verwaltungshaushalt 3.172.800 € 22,06 %
B Rücklagenentnahmen 1.000.000 6,95 %
C Darlehensrückflüsse 36.400 € 0,25 %
D Grundstückserlöse 2.780.500 € 19,33 %
E Sonst. Vermögenserlöse 1.200 € 0,01 %
F Beiträge und ähnliche Entgelte 636.400 € 4,42 %
G Zuweisungen und Zuschüsse 1.708.800 € 11,88 %
H Kredite 5.046.400 € 35,09 %
 S u m m e 14.382.500 € 100,00 %

 
Zu A) Zuführung vom Verwaltungshaushalt 
 Der Zuführungsbetrag des Verwaltungs- an den Vermögenshaushalt übersteigt die 

Höhe der Pflichtzuführung, d. h., die Höhe der veranschlagten ordentlichen Til-
gungsausgaben, mit 3,17 Mio. € erheblich, sollte aber nicht darüber hinweg täu-
schen, dass diese Situation sich in Abhängigkeit von der Gewerbesteuer- und Ein-
kommensteuerentwicklung kurzfristig ändern kann. In dieser Höhe wird ein Beitrag 
zur Eigenfinanzierung des Vermögenshaushalts geleistet.  

Zu B) Rücklagenentnahmen 
 Die Rücklage weist durch den Jahresabschluss 2006 einen Bestand von rd. 

1,0 Mio. € auf, der in dieser Höhe zur Teilfinanzierung des Vermögenshaushalts 
auch wieder eingesetzt werden muss.  

Zu D) Grundstückserlöse 
 Die Grundstückserlöse sind mit 2,78 Mio. € veranschlagt und liegen damit um rd. 

1,3 Mio. € unter dem Ansatz 2007. Sie resultieren im Wesentlichen aus der Veräu-
ßerung von Teilflächen des Geländes ”Beimoor-Süd”. 

Zu F) Beiträge und ähnliche Entgelte 
 Die Beiträge sollen 2007 rd. 0,636 Mio. € erreichen. Insbes. werden 2007 Ablö-

sungsbeträge für die Erschließung Beimoor Süd erwartet (2. Rate).  
Zu G) Zuweisungen und Zuschüsse 
 Zuweisungen und Zuschüsse sind in Höhe von 1,709 Mio. € kalkuliert. Davon ent-

fallen bis zu 1,0 Mio. € auf den Neubau des Haltepunktes Nord. Daneben könnten 
Zuweisungen für den Umbau des Bahnhofes von rd. 480.000 € eingehen.  

Zu H) Kredite 
 Um die veranschlagten Ausgaben finanzieren zu können, ist ein Kreditbedarf in Hö-

he von 5,064 Mio. € erforderlich. Daher sollten – auch im Rahmen der Umsetzung 
des beschlossenen Haushaltes - alle Anstrengungen fortgesetzt werden, diese 
Neuverschuldung zu verringern.  
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4.1 Ausgaben des Vermögenshaushaltes 
 

A Rücklagenzuführungen 23.500 € 0,16 %
B Darlehensgewährungen 58.000 € 0,40 %
C Erwerb von Beteiligungen 0 € 0,00 %
D Grunderwerb 3.275.000 € 22,77 %
E Erwerb von beweglichen Sachen 1.466.200 € 10,19 %
F Bauinvestitionen 8.577.600 € 59,64 % 
G Zuweisungen und Zuschüsse 475.000 € 3,30 %
H Kredittilgung 502.500 € 3,49 %
I Deckungsreserve Vermögenshaushalt 4.700 € 0,03 %
 Summe 14.382.500 € 100,00 %

 
 Die investiven Ausgaben zu E/ Bauinvestitionen verteilen sich im Wesentlichen wie 

folgt: 
 

Projekte/ Maßnahmen Haushalt 2008 
Rathaussanierung 
(Büros, Heizungsanlage usw.) 345.000 €
Umbau der Archivräume 100.000 €
Grundschulen 1.002.000 €
davon Teilneubau GS Am Schloss: 380.000 € 
Förderzentrum Fritz-Reuter-Schule (Brandschutz) 115.000 €
Planungskosten Neubau Altentagesstätte 100.000 €
Herrichten von Park- und Grünanlagen 220.000 €
Planungskosten Realisierungskonzept Schlosspark 
(Umsetzung geplant 2010/2011) 100.000 €
Freiflächengestaltung Große Straße und 
Ausbau Mittelfahrbahn/ 1. BA 1.360.000 €
Straßenbau mit Nebenanlagen AB 63 – 66 915.000 €
davon Ausbau Stormarnstraße/ 2. BA: 700.000 € 
Planungskosten Haltepunkt Nord und Bau der Er-
schließungsstraße, P+R-Anlage, etc. (1. BA) 2.300.000 €
Erschließung Beimoor-Süd 500.000 €
Beiträge an SBA für Beimoor-Süd 588.000 €
SUMME o. g. Baukosten 7.645.000 €

 
 Daneben werden für den Erwerb von weiteren Grundstücksflächen angrenzend an 

das Gewerbegebiet Beimoor Süd 1,65 Mio. € bereitgestellt. Hierbei handelt es sich 
um die erste Rate (von 3 Jahresraten) für Grundstücke, die insbes. der Erweiterung 
des Gewerbegebietes dienen sollen. Ein Großteil der Flächen Beimoor-Süd ist ver-
äußert. Die Nachfrage insbes. nach größeren Grundstücken kann nicht befriedigt 
werden. 2007 wurden nach Beschluss des Finanzausschusses erste Gespräche mit 
Grundstückseigentümern in diesem Bereich aufgenommen. Der Kaufpreis von 
4,5 Mio. € ist – dies kann nicht verschwiegen werden – derzeit eine hohe Belastung 
für die Stadt, aber auch eine Investition in die eigene Zukunft.  
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 Weitere 1,55 Mio. € sind zu zahlen für Flächen zur Errichtung des Haltepunktes 
Nord, der sowohl das Gewerbegebiet wie auch die Bewohner des Stadtteiles Gar-
tenholz besser an den ÖPNV anbinden soll. Der Vertrag wurde bereits zu Lasten 
des Jahres 2008 aufgrund der im 1. Nachtragshaushalt 2007 bereitgestellten Ver-
pflichtungsermächtigung abgeschlossen. Für den Haltepunkt Nord werden nur Teil-
flächen benötigt. Der Eigentümer war jedoch nur bereit, die Erweiterungsfläche sei-
nes Gewerbebetriebes vollständig zu veräußern.  

 Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Gewährung eines Investitionskostenzu-
schusses (1. Rate: 460.000 €) an die Schützengilde und die damit zusammenhän-
gende mögliche Entwicklung von Sportflächen in Beimoor-Süd. 

5. Verschuldung 
Die Verschuldung der Stadt (ohne Stadtbetriebe) wird Ende 2008 bis zu 16,9 Mio. € 
betragen, da nach 2006 (4,624 Mio. €) mit 5,046 Mio. € erneut eine erhebliche Neu-
verschuldung erforderlich wird; dieses obwohl außer dem Grunderwerb aus Sicht 
der Verwaltung eher Sanierungs- als freiwillige Projekte/ Ausgaben den Vermö-
genshaushalt 2008 prägen. Die Baumaßnahmen „Ausbau der Großen Straße inkl. 
Gestaltung dieser Freiflächen“ (bezuschusst mit 40 %) und Teilneubau der Grund-
schule Am Schloss sowie Grunderwerb Beimoor belasten in erheblichem Maß auch 
das Folgejahr bzw. die beiden Folgejahre. Der Investitionshaushalt 2009 sieht ge-
genwärtig mit 5,02 Mio. € eine Neuverschuldung in gleicher Höhe wie 2008 vor. 
Steigt die Verschuldung Ende 2008 auf 16,9 Mio. € an, ergibt sich eine Verschul-
dung pro Einwohner von 557,23 €. Für die Tilgung sind 2008  0,585 Mio. €, für 
Zinsausgaben weitere 0,810 Mio. € veranschlagt. Der Zinssatz für Kommunalkredite 
steigt derzeit an, zurzeit wären rd. 4,8 % zu zahlen. 

6. Aussichten 
Der Verwaltungshaushalt 2008 ist unverändert ausgeglichen. Allerdings hat gerade 
das Jahr 2007 gezeigt, welchen Schwankungen die Gewerbesteuer, die neben der 
Einkommensteuer die Hauptsäule der Einnahmen des Verwaltungshaushalts dar-
stellt, unterliegt. Der Zuführungsbetrag des Verwaltungshaushalts von 3,173 Mio. € 
basiert auf der Annahme, dass Einkommensteuern von 12,98 Mio. € (Plan 2007: 
12,1 Mio. €, Ergebnis 2006: 11,065 Mio. €) eingehen, weiterhin 20,0 Mio. € Gewer-
besteuern (Plan 2007: 19,0 Mio. €). Er übersteigt abermals die Pflichtzuführung in 
Höhe der Tilgungsausgaben noch erheblich, sodass 2,588 Mio. € als Eigenanteil 
der zu finanzierenden Investitionen eingesetzt werden können. 
Die Allgemeine Rücklage wird bereits 2007 zur Finanzierung des Vermögenshaus-
halts teilweise benötigt und 2008 aufgebraucht sein. Obwohl bekannt ist, dass eine 
Rücklage zum Ausgleich von Hauhaltsrisiken dringend erforderlich ist – früher wur-
den 1,5 % der Ausgaben des Verwaltungshaushalts  =  rd. 0,8 Mio. € als Bestand 
empfohlen – ist gegenwärtig nicht erkennbar, dass dieses in Ahrensburg umgesetzt 
werden kann. Im Hinblick auf die Neuverschuldung sind Bestrebungen zur Haus-
haltskonsolidierung unverändert erforderlich, allerdings vorrangig im Vermögens-
haushalt. Es muss überlegt werden, welche freiwilligen Projekte tatsächlich finan-
zierbar sind. Infrastrukturmaßnahmen wie die Sanierung von Straßen oder Schulen 
dürfen hierunter nicht leiden. Auch bei Förderungen von dritter Seite – wie dem Re-
alisierungskonzept zur Attraktivierung der Innenstadt - muss dieser Grundsatz gel-
ten. Eine Anhebung des Zuführungsbetrages zur Erhöhung des Eigenfinanzie-
rungsanteils könnte z. B. durch die Erhöhung der Hebesätze für die Grundsteuern A 
und B erfolgen.  
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Der Hebesatz wurde ab dem Haushaltsjahr 2003 auf 300 % festgesetzt – seinerzeit 
in Anlehnung an die für Anträge nach dem Finanzausgleichsgesetz (FAG) maßgeb-
lichen Hebesätze. Diese Grenze liegt seit dem 01.01.2006 bei 330 %. Es ließen 
sich Mehreinnahmen von bis zu 400.000 bis 500.000 € erzielen, bei einer Anhe-
bung auf 310 % noch bis zu 200.000 €. Die Verwaltung hat eine derartige Anhe-
bung - mit Blick auf die ablehnende Haltung der vergangenen Jahre - bewusst nicht 
vorgesehen. 
Positiv und im Haushaltsansatz bereits berücksichtigt wirkt sich für die Kommunen 
unverändert die Senkung der Gewerbesteuerumlage aus. Diese sinkt 2008 aber-
mals von jetzt 73 % auf 65 %. Ab 2009 wird sie sich bei ca. 70 % einpendeln. Für 
2008 sind – wie ausgeführt – 20 Mio. € Gewerbesteuereinnahmen einkalkuliert. 
Hiervon werden 2008  276 % (von 350 %) bei der Berechnung der Steuerkraft be-
rücksichtigt und sind tlw. in Form der Finanzausgleichs- und Kreisumlage an insbes. 
Kreis und Land abzuführen. Die Finanzplanung der Jahre ab 2008 beruht auf realis-
tischer Fortschreibung - aus heutiger Sicht. Die Einkommensteuerschätzung beruht 
auf dem Haushaltserlass für 2008. Es bleibt abzuwarten, ob die Einschätzung des 
Bundes sich bestätigt. 
Die Investitionen steigen 2008 um rd. 45 % (+  4,62 Mio. €) gegenüber 2007 und er-
reichen damit annähernd das Niveau von 2006. Die Jahre 2004, 2005 und 2007 la-
gen allerdings deutlich darunter. Die Steigerung ist insbes. auf die erwähnten au-
ßerordentlich hohen Kosten für Grunderwerb, aber auch im Baubereich, zurückzu-
führen. 
2008 soll – siehe oben – der Ausbau der Mittelfahrbahn der Großen Straße von 
Woldenhorn bis Rondeel und der angrenzenden Freiflächen beginnen. Dies erfolgt 
parallel zum 2. Bauabschnitt für das geplante EKZ Klaus-Groth-Straße. Dieser Aus-
bau ist vordringlich, auch zur Ausweisung von Parkplätzen in der Innenstadt. Die 
Maßnahmen orientieren sich an dem 2004 erarbeiteten Konzept für die Landesgar-
tenschau. Sie lassen sich nur mit Beteiligung von privater oder öffentlicher Seite 
umsetzen. Für die dargestellten Maßnahmen konnte seitens des Landes eine För-
derung von 40 % gewonnen werden, die überwiegend aber erst 2009 gezahlt wird. 
Einen weiteren Bauschwerpunkt bilden der Haltepunkt Nord und der Beginn eines 
Teilneubaus der Grundschule Am Schloss. 

 Die im Zeitraum 2009 bis 2011 dargestellten Investitionen sind mit dem Ziel der Re-
duzierung/ Verschiebung weiterhin kritisch zu betrachten, um die Neuverschuldung 
abzumildern. Auf diesem Hintergrund sind auch alternative Finanzierungsmodelle 
zu prüfen. Dieses gilt insbes. für den ab 2009 beabsichtigten Neubaus des Peter-
Rantzau-Hauses am Stormarnplatz. Es ist zu entscheiden, ob dieser Neubau in Ei-
genregie oder als ppp-Modell - wie der Neubau der Sporthalle an der IGS - erfolgen 
soll. Allerdings sind – bei einem vergleichbaren Kostenvolumen – bei Realisierung 
als ppp-Modell rd. 300.000 € jährlich für Bewirtschaftung und insbes. Finanzierung 
an den Bauträger zu entrichten, dies für die Dauer von 20 Jahren. Dadurch wird der 
Verwaltungsetat in diesem Zeitraum dauerhaft eingeschränkt.  

 
 
______________________ 
Pepper 
Bürgermeisterin 
 
Anlagen: 1. Haushaltssatzung 2008 
  2. Übersicht zu Verpflichtungsermächtigungen 2008 
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S T A D T   A H R E N S B U R G 
- Beschlussvorlage - 
 

Vorlagen-Nummer 
 
2007/128 

öffentlich  

Datum 
01.11.2007 

Aktenzeichen 
 

Federführend: 
Herr Link 

 
Betreff 
 
Erlass der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2008 
- Beschlussfassung über den Stellenplan 2008 
 
 
Beratungsfolge Datum Gremium Berichterstatter 

Hauptausschuss 12.11.2007  
Stadtverordnetenversammlung 10.12.2007 Herr Düwel 

 
Finanzielle Auswirkungen : X JA  NEIN 
Mittel stehen zur Verfügung :  JA  NEIN 
Haushaltsstelle :  
Gesamtausgaben : 10.199.900 € 
Folgekosten :  
Bemerkung: 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stellenplan für das Haushaltsjahr 2008 wird in der beigefügten Ausfertigung beschlossen. 
 
 
Sachverhalt: 
 
Die Stadt Ahrensburg hat für jedes Haushaltsjahr als Bestandteil des Haushaltsplanes einen Stellenplan 
aufzustellen, der die für das Haushaltsjahr verfügbaren Stellen für Beamte und Beschäftigte ausweist. Durch 
den neuen Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst - TVöD - wird nicht mehr zwischen Angestellten und Arbei-
tern unterschieden. Dafür wird nun einheitlich von Beschäftigten gesprochen. Auch wird nicht mehr von Ver-
gütungsgruppen (Angestellte) und Lohngruppen (Arbeiter), sondern nur noch von Entgeltgruppen (EG) ge-
sprochen. 
 
Der Stellenplan 2008 ist als Anlage 1 dieser Vorlage beigefügt. Die gegenüber dem Stellenplan 2007 vorge-
sehenen Stellenänderungen sind in der Veränderungsliste in Anlage 2 zusammengefasst und im Einzelnen 
in der Anlage 3 begründet. Die Berechnung der Stellenanteilsverhältnisse geht aus der Anlage 4 hervor. 
Der Stellenplanquerschnitt ist in der Anlage 5 dargestellt worden.  
 
Die Gleichstellungsbeauftragte und der Personalrat wurden beteiligt.  
 
Erläuterungen zum Stellenplan 2008 
 
Der vorgelegte Stellenplan gliedert sich wie folgt:  
 
1. Teil A Verwaltung 
 
 Gemeindeorgane, Öffentlichkeitsarbeit, Rechnungsprüfungsamt, Gleichstellungsbe-auftragte, Per-

sonalrat, Fachbereiche und Fachdienste  
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2. Teil B Einrichtungen 
 
 Badlantic, Feuerlöschwesen, Schulen, Verwaltung der Kindertagesstätten, Kindertagesstätten, Bru-

no-Bröker-Haus, Kinder- und Jugendhof Blockhaus, Waldkindergarten, Gemeinschaftshaus Garten-
holz, Jugendtreff Hagen, Stadtarchiv, Musikpflege, VHS, Stadtbücherei, Zentrale Gebäudewirtschaft, 
Märkte. 

 
3. Nachrichtlich aufzuführende Mitarbeiter/innen 
 
Die Planstellen der Beamten/innen sind mit 40 Wochenstunden, die der Beschäftigten mit 38,5/39,5 Wo-
chenstunden als Vollzeitstellen ausgewiesen. Die tatsächlich geleistete Arbeitszeit der Beamten/innen wird 
in der Spalte „Besetzung am 30.06. des Vorjahres“ genannt. Die Arbeitszeiten der Beschäftigten werden 
entsprechend ihrer tatsächlichen Zeitanteile in allen drei Spalten dargestellt. 
 
Beispiele: 
 
– Seite 1 lfd. Nr. 1 im Stellenplan, Stelle Bürgermeisterin, Vollzeit = 1,0  (Beamtin =  41 Stunden) 
 
– Seite 1 lfd. Nr. 4 im Stellenplan, Stelle Mitarbeiterin RPA, Teilzeit = 0,78 (Beschäftigte, EG 11/6 mit 

30 Stunden) 
 
– Seite 1 lfd. Nr. 2 im Stellenplan, Leiterin RPA, Teilzeit = 0,63 (Beamtin = 25 Stunden). Im Vorjahr 

und im laufenden Jahr wird die Stelle jedoch als Vollzeitstelle ausgewiesen. Dies hängt mit dem An-
spruch der Beamten/innen auf jederzeitige Vollbeschäftigung zusammen.  

 
Wichtig sind die Veränderungen, die zu Stellenab- oder -zugängen führen. Diese werden in den Begründun-
gen zur Veränderungsliste erläutert.  
 
Darüber hinaus wurden Empfehlungen aus dem Finanzausschuss und dem Sozialausschuss übernommen 
und Anregungen für die Einrichtung neuer Planstellen berücksichtigt.  
 
Auf Seite 3 und 4 der Veränderungsliste (siehe Anlage 3) sind im UA 4520 - FD III.3 Jugendpfle-
ge/Schulsozialarbeit – lfd. Nr. 98 und 99 zwei zusätzliche Teilzeit-Stellen (2 x 0,5 Stelle) für die Betreuung 
von Schülerinnen und Schülern im Schulzentrum Am Heimgarten und in der Integrierten Gesamtschule 
(IGS) in schwierigen Lebenslagen ausgewiesen. 
 
Ferner empfiehlt das Organisationsgutachten vom 03.01.2006 eine auf 2 Jahre befristete Vollzeitstelle im 
bautechnischen Bereich der ZGW (siehe Ziffer 4.2.6.4 auf Seite 132, letzter Satz). Diese Empfehlung wurde 
bereits in dem Stellenplan 2007 aufgenommen. Die Befristung läuft noch bis zum 31.07.2008. Die Verwal-
tung bittet die Gremien; die Befristung der Planstelle 134 um weitere 3 Jahre bis zum 31.07.2011 zu verlän-
gern. 
 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Vorgaben der städtischen Gremien für die Aufstellung 
des Stellenplans 2008 von der Verwaltung eingehalten werden konnten. Obwohl bei einzelnen Stellen die 
Stundenzahl erhöht sowie Stellen neu geschaffen werden (z. B. in der Jugendarbeit), wird das Stellenvolu-
men insgesamt um 0,11 Planstellen verringert. Die Stellenreduzierung fällt noch deutlicher aus, wenn fol-
gende Punkte betrachtet werden: 
 
– Die Einsparung der Vollzeitstelle des Feuerwehrsachbearbeiters darf erst mit dem Stellenplan 2009 

ausgewiesen werden, weil der Stelleninhaber noch bis zum 31.03.2008 hierauf zu führen ist. Ab dem 
01.04.2008 fallen hier keine Personalkosten mehr an. 

 
– Die Teilzeitstelle der Logopädin bei der VHS (TZ 0,5) wird ab 01.10.2008 durch Renteneintritt der 

Stelleninhaberin frei. Dann greift der kw-Vermerk. Die Einsparung dieser Planstelle wird mit dem 
Stellenplan 2009 umgesetzt. Ab dem 01.10.2008 fallen hier keine Personalkosten mehr an.  

 
Darüber hinaus ist zu beachten, dass für zwei Planstellen, deren Inhaberinnen in Elternzeit sind, keine Ver-
tretungen eingestellt wurden. Hierdurch werden die Personalkosten für 2008 verringert. Es handelt sich um 
eine Vollzeitstelle in der ZGW (bis 21.05.2008) und eine Vollzeitstelle im FD II.4 „Soziale Hilfen und Woh-
nungsangelegenheiten“ (bis 24.08.2008).  
 
Zukunftsausblick 
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Die Altfälle von zurückkehrenden beurlaubten Mitarbeiterinnen konnten inzwischen fast vollständig abge-
schlossen werden. Lediglich in einem Fall wird noch eine Planstelle für eine rückkehrende Beamtin im Jahre 
2009 benötigt. Für eine weitere Beamtin besteht zwar ein theoretischer Anspruch, es wird aber davon aus-
gegangen, dass es mit sehr großer Wahrscheinlichkeit zu keiner Rückkehr kommt. 
 
Ergebnis Stellenplan 2008: 
 
Die Addition aller Stundenanteile der vorhandenen Stellen ergibt rechnerisch 204,12 Vollzeitstellen (2007 = 
204,23). Dies ist ein Abgang um 0,11 Planstellen.  
 
Die Zu- und Abgänge bei den Stellen bzw. Stellenanteilen sind nachfolgend dargestellt. 
 

 
 

 
Zugänge 

 

 
Abgänge 

Teil A - Verwaltung 4,21 2,98 
1,23 Zwischen-Saldo – 
2,27 3,61 Teil B - Einrichtungen 

– 1,34 Zwischen-Saldo 
6,48 6,59 Gesamt Teil A und B 

Saldo  - 0,11 
 
Vergleich der Personalausgaben-Ansätze 2007 / 2008 
 

     
Untergliederung Haushalts-

ansatz 2007 
Haushalts- Abweichung  Abwei-

chung in %Ausgabearten ansatz 2008 2007 zu 2008 
  
Beamtenbesoldung (UGr. 410) 1.549.800 1.493.800 - 56.000 - 3,61 %
  
Entgelt für tariflich Beschäftigte (UGr. 414) 5.873.300 5.967.500 94.200 1,60 %
  
Beiträge zu Versorgungskassen  1.329.900 1.289.500 40.400 - 3,04 %
(Grp. 43) 
  
Beiträge zur ges. Soz.-Vers. inkl. Zusatz-
vers. f. tariflich Beschäftigte (Grp. 44) 

1.264.300 1.223.100 - 41.200 - 3,26 %

  
Deckungsreserve für Personalausgaben 78.900 76.000 - 2.900 - 3,68 %

150.000 150.000 0 0 %Beihilfen und Unterstützungen (Grp. 45)
Stellenplankosten 10.246.200 10.199.900 - 46.300 - 0,45 %

 
Der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) sah vor, dass bis einschließlich 2007 keine Entgeltsteige-
rungen vorgenommen wurden (Besitzstandswahrungen fanden Berücksichtigung). Allerdings wurde ab 
1.10.2007 den Beschäftigten ein Strukturausgleich gewährt.  
 
Anders als der Besitzstand dient der Strukturausgleich nicht der Sicherung einer bestehenden Entgelthöhe, 
sondern als Ausgleich für fiktive zukünftige Einkommenseinbußen. Grundsätzlich werden nicht mehr reali-
sierte Erwerbsaussichten nach dem alten Recht im TVöD nicht geschützt. Nach Überführung in die neue 
Tabelle können sich aber bei einzelnen Gruppen von bisherigen Angestellten im Vergleich zu der Einkom-
mensentwicklung, die sie nach BAT gehabt hätten, Differenzen ergeben, die die Tarifvertragsparteien unter 
Vertrauensschutzgesichtspunkten teilweise ausgleichen wollten.  
 
Für das Jahr 2008 wird mit Tarifverhandlungen zu rechnen sein. Daraus entstehende Mehrkosten lassen 
sich derzeit nicht genau bestimmen. Sollten sich Mehrkosten ergeben, werden diese im Nachtragshaushalt 
angemeldet. 
 
Die Personalkosten für die im vorliegenden Stellenplan-Entwurf 2008 enthaltenen Stellen wurden vor diesem 
Hintergrund errechnet und im Haushaltsplan beantragt. Für Beamtinnen und Beamte sind für das Jahr 2008 

3 



Besoldungserhöhungen vorgesehen. Diese Kosten sind in der Personalkostenplanung berücksichtigt wor-
den.  
 
 
 
 
 
 
______________________ 
Pepper 
Bürgermeisterin 
 
 
Anlagen: 
 
Anlage 1: Stellenplan der Stadt Ahrensburg für 2008 
Anlage 2: Veränderungsliste Stellenplan 2008 
Anlage 3: Veränderungsliste schriftliche Begründung 
Anlage 4: Stellenplanquerschnitt Stellenplan 2008 
Anlage 5: Berechnung der Stellenverhältnisse 
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S T A D T   A H R E N S B U R G 
- Beschlussvorlage - 
 

Vorlagen-Nummer 
 
2007/126 

öffentlich  

Datum 
31.10.2007 

Aktenzeichen 
 

Federführend: 
Herr Zimmermann 

 
Betreff 
 
Budgetbericht Hauptausschuss III. Quartal 2007 
 
 
Beratungsfolge Datum Berichterstatter Gremium 
Hauptausschuss 12.11.2007  

 
Finanzielle Auswirkungen :  JA X NEIN 
Mittel stehen zur Verfügung :  JA  NEIN 
Haushaltsstelle :  
Gesamtausgaben :  
Folgekosten :  
Bemerkung: 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Hauptausschuss nimmt vom vorgelegten Budgetbericht über das 3. Quartal 2007 
Kenntnis. 
 
 
Sachverhalt: 
 
Nach Ziffer 4.3 des von der Stadtverordnetenversammlung beschlossenen Berichtswe-
sens hat die Berichterstattung über Haushalts- und Finanzdaten (Budgetbericht) jeweils 
quartalsweise zu erfolgen. Personalkosten sind nicht Gegenstand des Budgets. Dabei wird 
im 2., 3. und 4. Quartal über die laufende Entwicklung des Budgets eines Ausschusses auf 
Ebene der Unterabschnitte berichtet. Der Bericht im 1. Quartal erfolgt als Rückblick auf 
das vorangegangene Haushaltsjahr und wird erstmalig in 2008 für das Haushaltsjahr 2007 
vorgelegt werden. 
 
Abweichungen, die nicht dem Regelverlauf (Regelverlauf: 25 %, 50 %, 75 %, 100 % der 
zur Verfügung stehenden Mittel zu den o. g. Berichtsterminen) entsprechen und um 20 % 
vom Regelverlauf abweichen, mindestens jedoch 10.000 € betragen, sind zu erläutern.  
 
Für den abgelaufenen Berichtszeitraum besteht für folgende Unterabschnitte (UA) eine 
Berichtspflicht: 
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Verwaltungshaushalt: 
 
Einnahmen 
 
1. UA 0200, Zentrale Dienste 
 
 Erstattungen von Ausgaben des Verwaltungshaushalts sowie Post- und  
           Fernmeldegebühren sind noch nicht in vollem Umfang berücksichtigt. 
 
2.  UA 0800, Einrichtungen für Verwaltungsangehörige 
 

Die Rückzahlung wurde bereits im I. Quartal beantragt, die Auszahlung sollte lt. 
VBL im Sommer 2007 erfolgen. Da einige Kommunen bereits Rückzahlungen 
erhalten haben, wird in Kürze mit dem Eingang bei der Stadt Ahrensburg gerechnet. 

 
3. UA 1120, Einwohnermeldewesen 
 
 Erhöhte Nachfrage von Bürgern nach neuen Ausweisen. 
 
 
4. UA 5700, badlantic 
 

Für abgeordnete Mitarbeiter sind von der E.ON Hanse bzw. der BBG Personalkos-
ten zu erstatten. Diese Erstattung wird zeitversetzt zum Ende bzw. Beginn des Fol-
gejahres abgewickelt. 

 
 
 
Ausgaben 
 
1. UA 0200, Zentrale Dienste 
 

Bindung von Mitteln durch Auftragsvormerkungen für laufende Projekte. Eine Bu-
chung, die irrtümlich nicht aus dem dafür vorhandenen Auftrag erfolgte, wurde mitt-
lerweile korrigiert. 

 
 
2. UA 0230, Rechtsverwaltung 
 
 Veranschlagte ELER-Mittel werden zum Jahresende abgerufen. 
  
 
3. UA 0240, Öffentlichkeitsarbeit 
 

Der Beginn erster Maßnahmen im Bereich Stadtmarketing erfolgte erst später als 
geplant. 

 
 
4. UA 1300, Feuerlöschwesen, allgemein 
 
 Innere Verrechnungen (ZGW) 
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5. UA 7300, Märkte 
 
 Kalkulatorische Zinsen  
 
Vermögenshaushalt: 
 
Ausgaben 
 
1.  UA 0200, Zentrale Dienste 
 
 Bindung von Mitteln durch Auftragsvormerkungen und bereits getätigte Ausgaben 

durch Jahresausschreibungen, u. a. für Anschaffung eines Dienstfahrzeugs. 
 
2.  UA 0610, Umsetzung TUI 
 
 Bindung von Mitteln durch Auftragsvormerkungen und bereits getätigte Ausgaben 

durch Jahresausschreibungen. 
 
3.  UA 1331, Ortswehr Ahrensburg 
 
 Neu- und Ersatzbeschaffungen sind noch nicht erfolgt, Ausschreibungsverfahren 

und Verhandlungen sind noch nicht abgeschlossen (Ersatzbeschaffung Löschfahr-
zeug). 

 
 
 
 
 
 
 
______________________ 
Pepper 
Bürgermeisterin 
 
 
Anlagen: 
 
Budgetbericht 3. Quartal 2007 
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VWH III 2007

Einnahmen
UA zuständig HH-Ansatz Reste verfügbar 75% AO-Soll Aufträge gebunden Erläuterung

0000 I.4 13.300,00 € 0,00 € 13.300,00 € 9.975,00 € 13.300,00 € 0,00 € 13.300,00 €
0010 I.4 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
0100 RPA 13.000,00 € 0,00 € 13.000,00 € 9.750,00 € 13.000,00 € 0,00 € 13.000,00 €
0200 I.3 228.800,00 € 0,00 € 228.800,00 € 171.600,00 € 108.640,17 € 0,00 € 108.640,17 € X
0220 I.2 34.400,00 € 0,00 € 34.400,00 € 25.800,00 € 34.400,00 € 0,00 € 34.400,00 €
0230 II.1 10.100,00 € 0,00 € 10.100,00 € 7.575,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
0240 I.4 800,00 € 0,00 € 800,00 € 600,00 € 775,00 € 0,00 € 775,00 €
0250 GL 500,00 € 0,00 € 500,00 € 375,00 € 342,00 € 0,00 € 342,00 €
0260 III.4 15.000,00 € 0,00 € 15.000,00 € 11.250,00 € 12.351,25 € 0,00 € 12.351,25 €
0500 II.2 71.700,00 € 0,00 € 71.700,00 € 53.775,00 € 58.833,00 € 0,00 € 58.833,00 €
0520 II.1 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
0800 I.2 90.000,00 € 0,00 € 90.000,00 € 67.500,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € X
0810 PR 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
0820 I.2 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
1100 II.1 52.200,00 € 0,00 € 52.200,00 € 39.150,00 € 47.755,00 € 0,00 € 47.755,00 €
1120 II.2 100.700,00 € 0,00 € 100.700,00 € 75.525,00 € 103.139,43 € 0,00 € 103.139,43 € X
1130 II.1 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
1300 II.1 24.700,00 € 0,00 € 24.700,00 € 18.525,00 € 25.797,39 € 0,00 € 25.797,39 €
1400 II.1 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
5700 I.1 197.600,00 € 0,00 € 197.600,00 € 148.200,00 € 105.261,57 € 0,00 € 105.261,57 € X
7300 II.1 165.000,00 € 0,00 € 165.000,00 € 123.750,00 € 144.972,97 € 0,00 € 144.972,97 €

 kein Erläuterungsbedarf

 Überschreitung > 20%

 Unterschreitung < 20%



VWH III 2007

Ausgaben
UA zuständig HH-Ansatz Reste verfügbar 75% AO-Soll Aufträge gebunden Erläuterung

0000 I.4 82.400,00 € 0,00 € 82.400,00 € 61.800,00 € 57.157,70 € 0,00 € 57.157,70 €
0010 I.4 7.800,00 € 0,00 € 7.800,00 € 5.850,00 € 5.505,00 € 0,00 € 5.505,00 €
0100 RPA 2.900,00 € 500,00 € 3.400,00 € 2.550,00 € 1.446,63 € 0,00 € 1.446,63 €
0200 I.3 288.400,00 € 3.800,00 € 292.200,00 € 219.150,00 € 260.163,60 € 92.168,40 € 352.332,00 € X
0220 I.2 46.100,00 € 0,00 € 46.100,00 € 34.575,00 € 29.919,29 € 417,40 € 30.336,69 €
0230 II.1 27.200,00 € 5.000,00 € 32.200,00 € 24.150,00 € 9.662,38 € 0,00 € 9.662,38 € X
0240 I.4 111.300,00 € 37.000,00 € 148.300,00 € 111.225,00 € 56.791,55 € 5.419,49 € 62.211,04 € X
0250 GL 12.900,00 € 0,00 € 12.900,00 € 9.675,00 € 9.418,03 € 0,00 € 9.418,03 €
0260 III.4 43.000,00 € 0,00 € 43.000,00 € 32.250,00 € 33.072,56 € 0,00 € 33.072,56 €
0500 II.2 15.300,00 € 0,00 € 15.300,00 € 11.475,00 € 11.530,79 € 0,00 € 11.530,79 €
0520 II.1 5.500,00 € 0,00 € 5.500,00 € 4.125,00 € 2.631,18 € 0,00 € 2.631,18 €
0800 I.2 237.500,00 € 15.300,00 € 252.800,00 € 189.600,00 € 200.024,72 € 15.419,46 € 215.444,18 €
0810 PR 5.100,00 € 500,00 € 5.600,00 € 4.200,00 € 1.925,44 € 0,00 € 1.925,44 €
0820 I.2 4.400,00 € 0,00 € 4.400,00 € 3.300,00 € 3.121,14 € 0,00 € 3.121,14 €
1100 II.1 47.300,00 € 900,00 € 48.200,00 € 36.150,00 € 30.398,10 € 0,00 € 30.398,10 €
1120 II.2 94.900,00 € 0,00 € 94.900,00 € 71.175,00 € 72.140,66 € 0,00 € 72.140,66 €
1130 II.1 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
1300 II.1 290.300,00 € 1.000,00 € 291.300,00 € 218.475,00 € 158.861,67 € 80,00 € 158.941,67 € X
1400 II.1 3.400,00 € 2.700,00 € 6.100,00 € 4.575,00 € 219,63 € 0,00 € 219,63 €
5700 I.1 1.623.000,00 € 0,00 € 1.623.000,00 € 1.217.250,00 € 1.431.914,45 € 0,00 € 1.431.914,45 €
7300 II.1 131.700,00 € 5.000,00 € 136.700,00 € 102.525,00 € 73.616,29 € 0,00 € 73.616,29 € X

 kein Erläuterungsbedarf

 Erläuterungsbedarf wegen Überschreitung > 20%

 Erläuterungsbedarf wegen Unterschreitung < 20%
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